
Es war eine emotionale und teilweise
auch gehässige Dietiker Parlaments-
sitzung gestern Abend. Am hitzigsten
diskutiert wurde jedoch ein Postulat
von SP-Gemeinderat Peter Wettler,
der vorgeschlagen hatte, der Stadtrat
solle im Dietiker Entwicklungsgebiet
Niderfeld nicht nur ohne Gateway
planen, sondern ganz ohne Logistik-
terminal. Konkret heisst das: auch
ohne das Logistikterminal der Dieti-
ker Firma Planzer. Diese will, wie
schon länger bekannt ist, ihren
Hauptsitz ins Niderfeld verlegen –
und besitzt auch schon das nötige
Land dazu.

Es war nicht das erste Mal, dass im
Parlament über dieses Thema gespro-
chen wurde: Schon AL-Gemeinderat
Ernst Joss hatte den Stadtrat einst
aufgefordert, die Ansiedlung des
Transportunternehmens im Nider-
feld zu verhindern. Er hatte jedoch
keine Chance mit dieser Forderung.

Dass Wettler fast die gleiche For-
derung noch einmal stellte, hat da-
mit zu tun, dass unterdessen der
Wind gegen das geplante Container-
umschlagterminal Gateway gedreht
hat. So wusste man zwar, als Wettler
das Postulat einreichte, noch nicht,
dass die SBB die Planung für das na-
tionale Umschlagterminal tatsäch-
lich stoppen wird, wie letzte Woche
bekannt wurde. Trotzdem war schon
deutlich geworden, dass der Gateway
zumindest bis auf weiteres nicht um-
gesetzt würde.

Herzzentrum oder Medien
Wettler schwärmte gestern im

Parlament davon, wie im Niderfeld
etwas entstehen könnte, «was Dieti-
kon zu einer angesehenen und wohl-
habenden Stadt machen» würde.
Durch die ausgezeichnete Lage sei
das Niderfeld «gewissermassen das
pulsierende Herz der deutschen
Schweiz». Vorstellen könnte er sich
ein Herzzentrum, ein deutschschwei-
zerisches Medienzentrum oder auch
ein Stromversorgungszentrum. «Das
wären hochwertige und hochwert-
schöpfende Arbeitsplätze», so Wett-

ler. Doch brauche es, damit man sol-
che Ideen umsetzen könne, ein muti-
ges Parlament und einen mutigen
Stadtrat.

Letzterer wollte das Postulat aber
nicht entgegennehmen, wie Stadt-
präsident Otto Müller (FDP) sagte. Er

freue sich über den Entscheid von
SBB Cargo, das nationale Umschlag-
terminal nicht zu bauen. Denn dieses
hätte, gerade nachts, viel Lärm und
Licht verursacht, so Müller. Er finde
es aber «sehr ungeschickt», dass die
SBB gleichzeitig mitteilte, dass der

bestehende Güterbahnhof ausgebaut
werden soll. Dieses Projekt werde
man sehr kritisch beobachten, so
Müller: «Wir werden einer Mogelpa-
ckung, einem Gateway, der nun
durch die Hintertür reinkommt,
nicht zustimmen.»

Denn: Durch einen Gateway ent-
stehe keine Wertschöpfung, sagte
Müller. Bei einer logistischen Nut-
zung hingegen, obwohl sie auch Ver-
kehr generiere, sei dies anders. «Es
werden Arbeitsplätze geschaffen, es
kommen Firmen, es gibt Steuern.»
Deshalb könne sich der Stadtrat, un-
ter gewissen Voraussetzungen, Plan-
zer im Niderfeld vorstellen. Es
bräuchte dazu als Rahmenbedingung
aber eine Mantelnutzung und eine
Überdachung, so Müller.

«Ein Ärgernis»
Es sei wahr, dass ein Gateway und

ein Logistikterminal gewisse Ähn-
lichkeiten hätten, sagte Gabriele Oli-
vieri (CVP) – jedoch nur auf den ers-
ten Blick. Dass Planzer viel mehr Vor-
teile bringe, merke man aber schnell.

Rochus Burtscher (SVP) enervierte
sich über Wettler und nannte dessen
Ideen «Fantastereien». Zudem sei es
verwerflich, immer gegen die Steuer-
zahler vorzugehen, sagte er. Die Fir-
ma Planzer sei schliesslich ein guter
Steuerzahler und biete zudem viele
Arbeitsplätze und auch Ausbildungs-
plätze an. «Ihr sägt an dem Ast, auf
dem ihr sitzt», sagte Burtscher mit
Blick auf die SP.

Genervt war auch Werner Hogg
(FDP), der sagte, für ihn sei dieses
Postulat «ein Ärgernis». Schliesslich
habe der Gemeinderat das Thema
schon zur Genüge behandelt. Zudem
sei es ihm unerklärlich, dass man ei-
ner Firma, die rechtmässig Land ge-
kauft habe, vorschreiben wolle, was
sie damit zu tun habe. Kritik kam
auch von Martin Müller (DP). «Da hat
man einen guten Steuerzahler, der
viele Arbeitsplätze anbietet», sagte
er. «Doch statt diesem Sorge zu tra-
gen, will man ihn vertreiben.»

Unterstützung bekam die SP ein-
zig von Ernst Joss (AL). «Andere Ge-
meinden sprechen von Innovations-
parks, wir sprechen von Logistikanla-
gen», sagte er. Er betonte, Dietikon
vergebe sich eine Chance, wenn sie
das Niderfeld für Logistik hergebe.
Die Mehrheit des Parlaments sah das
aber nicht so: Sie stimmte mit 22 zu
8 Stimmen gegen das Postulat.

Das Parlament spricht Planzer das Vertrauen aus
VON BETTINA HAMILTON-IRVINE

Dietikon Die Logistikfirma Planzer ist im Niderfeld willkommen. Das bestätigte sich gestern Abend im Parlament erneut

Die Dietiker Firma Planzer will ihren Hauptsitz ins Niderfeld verlegen, was das Parlament begrüsst. FNI
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Der Vorwurf ist nicht neu: Immer
wieder haben die Kritiker des geplan-
ten Bergdietiker Seniorenzentrums
geltend gemacht, der Gemeinderat
komme seiner Pflicht nicht nach. Der
Streitpunkt ist eine Klausel im Vor-
vertrag, den der Gemeinderat mit
dem privaten Investor Oase Holding
abgeschlossen hat, der das Senioren-
zentrum erstellen wird. Darin heisst
es, die Oase Holding müsse eine Kon-
ventionalstrafe von 300 000 Franken
bezahlen, wenn sie dem Gemeinde-
rat nicht bis zum 31. März 2013 ei-
nen bewilligungsfähigen Gestal-
tungsplan vorlege.

Die Kritiker sind der Ansicht, die
Abmachung sei nicht eingehalten
worden, weil der Gemeinderat an
den rechtzeitig eingereichten Unter-
lagen nachträglich noch Änderungen
vorgenommen hat. Demzufolge müs-
se er die 300 000 Franken einfordern.
Weil der Gemeinderat aber immer
wieder betonte, die Frist sei eingehal-
ten worden, haben die Kritiker im
Dezember 2013 bei der Gemeindeab-
teilung des Kantons Aargau eine Auf-
sichtsanzeige eingereicht.

Änderungen sind erlaubt
Wenn auch die Gemeinde Bergdie-

tikon aus Datenschutzgründen den
Namen des Beschwerdestellers nicht
nennen wollte, ist es nicht schwierig,
zu erahnen, wer dahintersteckt.
Hanspeter Lingg, Wortführer der Kri-
tiker und Initiant der Interessensge-
meinschaft «Für eine sinnvolle Senio-
renresidenz», bestätigte gestern auf
Anfrage denn auch gerne, dass er die
Aufsichtsanzeige eingereicht hat.

Nun liegt der Entscheid des Kan-
tons vor. Er weist die Beschwerde
vollumfänglich zurück. Im Ent-

scheid, welcher der Limmattaler Zei-
tung vorliegt, stellt das Gemeinde-
amt das Vorgehen des Gemeinderats
gleich in mehrfacher Hinsicht als
korrekt dar. Weil der Gemeinderat
die eingereichten Unterlagen vorbe-
haltslos entgegengenommen habe,
sei bereits ab diesem Zeitpunkt die
Möglichkeit verwirkt gewesen, die
Konventionalstrafe noch einzukla-
gen, heisst es: «Insofern wäre es sinn-
los, wenn die Aufsichtsbehörde den
Gemeinderat nun zum beantragten
Verhalten verpflichten würde.»

Zudem sei die Handlungsweise des
Gemeinderats ohnehin nicht zu be-
anstanden, schreibt das Gemeinde-
amt. Denn es stehe der Exekutive zu,
in Absprache mit der Oase Holding
«von den eingereichten Unterlagen
abweichende Lösungen zu erarbeiten
und weiterzuverfolgen». Ausserdem
heisst es im Entscheid, es könne
nicht die Aufgabe einer Gemeinde
sein, eine entsprechende Vereinba-
rung abzuschliessen, um danach
Geld einklagen zu können. Vielmehr
gehe es darum, sicherzustellen, dass
das Gestaltungsplanverfahren nicht

verzögert werde – was in diesem Fall
erreicht worden sei.

Der Exekutive fühlt sich vom Ent-
scheid bestätigt, wie die zuständige
Gemeinderätin Brigitte Diggelmann
gestern auf Anfrage sagte: «Wir wa-
ren immer der Ansicht, dass wir kor-
rekt gehandelt haben. Aber es ist
schön, dass nun auch eine offizielle
Bestätigung des Kantons vorliegt.»

«Ich bin enttäuscht»
Frustriert zeigte sich hingegen Be-

schwerdesteller Lingg: «Ich bin ent-
täuscht», sagte er. Doch überrascht
sei er nicht: «Eigentlich habe ich
nichts anderes erwartet.» Nachdem
der Gemeinderat im Mitwirkungsver-
fahren nicht auf die Bedenken der
Kritiker eingegangen sei, sei er nicht
erstaunt, dass man auch hier nicht
gehört werde. Nun lege er seine Hoff-
nung auf das Einspracheverfahren.

Lingg und seine Interessensge-
meinschaft monieren unter ande-
rem, dass das geplante Seniorenzen-
trum mit 75 Betten und rund
40 Mietwohnungen viel zu gross sei
und das Ortsbild verschandle.

Bergdietikon Seit längerer Zeit
schwelt im Zusammenhang mit
dem geplanten Seniorenzen-
trum in Kindhausen ein Konflikt
zwischen einer Gruppe von Ein-
wohnern und dem Gemeinde-
rat. Nun musste sich sogar der
Kanton mit dem Fall befassen.

VON BETTINA HAMILTON-IRVINE

Kanton weist Anzeige gegen Gemeinderat zurück

Wer nicht in einer Parla-
mentsfraktion ist, darf in Die-
tikon auch in Zukunft keiner
Kommissionssitzung beiwoh-
nen. Das entschied das Par-
lament gestern Abend mit

26 zu 6 Stimmen. Der neu
gewählte Martin Müller

(DP), der zurzeit als einziger

Gemeinderat keiner Fraktion
angehört, hatte vorgeschla-
gen, in seiner Situation kön-
ne man die Kommissions-

sitzungen als schweigen-

de, nicht stimmberechtigte

Hörer besuchen. Dazu hätte
man die Geschäftsordnung
des Gemeinderats ändern

müssen. Es sei der Effizienz
im Parlament nicht zuträglich,
wenn jemand vom Informati-
onsfluss ausgeschlossen sei,
sagte Müller. Unterstützung

bekam er aber nur von der

FDP und den Grünen. Alle
anderen Parteien stellten
sich gegen den Antrag – so-

gar Ernst Joss (AL), der bis
vor kurzem auch noch frakti-
onslos war, sich nun aber der
SP anschliessen konnte. Er
war jedoch der Ansicht, es
sei eine «gewisse Vorzugs-

behandlung», wenn jemand
jede Kommissionssitzung be-
suchen könne. (BHI)

■ KOMMISSIONEN: DAS PARLAMENT WILL KEINE STILLEN HÖRER

Weiningen Der Gemeinderat will ei-
nen Teil der Beschwerde beim Bun-
desgericht bezüglich der Plangeneh-
migung für den Ausbau der Nordum-
fahrung aufrechterhalten. Dies gab
er gestern in seinem Antrag für die
ausserordentliche Gemeindever-
sammlung vom 8. Mai bekannt.
Dann entscheiden die Stimmberech-
tigten, ob sie die bereits eingereichte
Beschwerde zurückziehen wollen.
Der Gemeinderat schlägt vor, weiter-
hin für eine Verschiebung des Halb-
anschlusses Weiningen in Richtung
Limmattaler Kreuz zu kämpfen. Hin-
gegen beantragt er, die Forderung
nach einer Überdeckung des
Gubrist-Portals von mehr als 100 Me-
tern zurückzuziehen, um Kompro-
missbereitschaft zu signalisieren. An
der Forderung nach einer Verschie-
bung des Halbanschlusses soll hinge-
gen festgehalten werden, bis das
Bundesamt für Strassen einen ver-
bindlichen Lösungsvorschlag im Sin-
ne Weiningens unterbreitet hat. (ARU)

Kein Rückzug
der Beschwerde
zu Halbanschluss
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